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Offensive zur Verbesserung der Integration 
von Einwanderern im Wahljahr!
Die SVP hat bereits mit dem Wahlkampf für die eidgenössischen Wahlen 2007 begonnen, und zwar über Inserate in der Presse, die das Misstrauen gegenüber Ausländerinnen und Ausländern fördern. Um der SVP entgegenzutreten, muss die Integrationspolitik ausgebaut und aufgezeigt werden, dass diese Partei keine Lösung für die bestehenden Probleme liefert.
Wenn es einen Bereich gibt, der den Eindruck vermittelt, dass der Wahlkampf für die eidgenössischen Wahlen 2007 bereits begonnen hat, so ist das der Bereich Immigration und Integration: So setzte die SVP kürzlich mit hohem Kostenaufwand ein Inserat in die grossen Zeitungen des Landes. Dieses Inserat zeigt klar den Willen, sich als einzige Partei, die gegen Missbräuche vorgeht, zu profilieren.
Auf eine ganz andere Weise positioniert sich die SP in der Migrationsfrage. Sie schlägt konkrete Massnahmen für eine aktive Integrationspolitik vor. Man spürt auch den Willen, Boden gut zu machen – und der SVP den Wind aus den Segeln zu nehmen. Dabei erkennt die SP, dass es gewisse Probleme gibt, die nur durch eine Verstärkung der Integrationsmassnahmen gelöst werden können. 
Die SVP benutzt die Migrationsprobleme als Aufhänger für ihren Wahlkampf. Sie sucht nicht nur keine Lösung für diese Probleme, sondern verhindert auch eine erfolgreiche Integrationspolitik (zum Beispiel durch die Ablehnung der erleichterten Einbürgerung oder die Zurückweisung von Projekten für ein besseres Zusammenleben von Schweizern und Ausländern in den Quartieren usw.).
Die Existenz von Problemen eingestehen
Damit man den Einfluss der SVP in diesem Bereich im Wahljahr 2007 eindämmen kann, ist es unerlässlich, sich die Existenz der Integrationsprobleme einzugestehen. Halten wir also fest – und das sind nur die frappantesten Beispiele – dass viele junge Ausländerinnen und Ausländer grosse Bildungslücken haben und daher nur mit viel Mühe den Zugang zum Arbeitsmarkt finden. Mit einer Arbeitslosenquote von fast 6 Prozent sind die Ausländer zwei- bis dreimal mehr von der Arbeitslosigkeit betroffen als die Schweizer. Es gibt zudem viele Ausländerinnen, die sowohl beruflich als auch privat wenig oder gar nicht in die Gesellschaft integriert sind. Wir stellen auch fest, dass eingewanderte Familien weniger auf Angebote der familienergänzenden Kinderbetreuung zurückgreifen als Schweizer Familien. 
Mittel zur Integration bereitstellen
Das neue Ausländergesetz, das bedauerlicherweise einen grossen Unterschied zwischen Staatsangehörigen der EU-Länder und anderen Ausländern macht, enthält immerhin einen Abschnitt über die Integration, der als Grundlage für den Aufbau und die Weiterentwicklung von Integrationsmassnahmen dienen kann. Aus diesem Blickwinkel sollten folgende Massnahmen getroffen werden:
( 
Den Integrationskredit des Bundes verdoppeln (von 14 auf 28 Millionen Franken). Dieses Programm hat sich bewährt, und es geht nun darum, mit zusätzlichen Mitteln Projekte auf nationaler und regionaler Ebene zu unterstützen. Es müssen vor allem Projekte gefördert werden, die Schweizer und Einwanderer gleichzeitig in den Alltag einbinden, die Schweizer Institutionen und Verbände für einen erfolgreichen Umgang mit der Vielfalt öffnen und die den Kindern von Einwanderern einen frühzeitigen Zugang zur familienergänzenden Betreuung ermöglichen.
( 
Mehr Projekte für Risikogruppen ausarbeiten, so zum Beispiel für eingewanderte Frauen und Jugendliche, vor allem aus Portugal, aus der Türkei und aus den Balkanstaaten, die in der Schule und auf dem Arbeitsmarkt mehr Schwierigkeiten haben.  Die erforderlichen Mittel können über die Kredite der Berufsbildung oder der Arbeitslosenversicherung zur Verfügung gestellt werden. Dabei geht es vor allem darum, diese Mittel gezielter für die Risikogruppen einzusetzen und die Massnahmen besser zwischen Bund, Kantonen und beteiligten Bundesämtern (Bundesamt für Migration, Bundesamt für Berufsbildung und Technologie, seco) zu koordinieren. 
( 
Alle Einwanderer nach ihrer Ankunft in der Schweiz systematisch informieren, und zwar über ihre Rechte, ihre Pflichten und die bestehenden Integrationsangebote in der Region, in der sie ihren Wohnsitz oder ihren Arbeitsplatz haben. Die Idee einer Integrationsvereinbarung im Sinne der SP muss unterstützt werden. Dabei müssen aber noch die Anwendungsmodalitäten klarer definiert werden (Für wen? Finanzierung? Obligatorisch oder nicht?).
Der Arbeitsplatz als Schlüssel zur Integration
Schliesslich möchten wir daran erinnern, dass die berufliche Eingliederung wesentlich für die soziale Anerkennung und die Integration in der Gesellschaft ist. In diesem Sinne bleibt die Broschüre von Travail.Suisse «Bessere Integration von ausländischen ArbeitnehmerInnen am Arbeitsplatz. Praktische Ratschläge für Verantwortliche im Personalmanagement, für das Kader und für die Arbeitnehmervertretungen», aus dem Jahr 2005 brandaktuell.  
Integration ist ein Prozess, der die gesamte Gesellschaft betrifft und sowohl Einwanderer als auch Schweizer einbezieht. Dieser Prozess ist abgeschlossen, wenn die Einwanderer sich von der Schweiz akzeptiert, respektiert und anerkannt fühlen und wenn es den Schweizern gelingt, den Beitrag der Einwanderer als Bereicherung zu betrachten. Wir haben also noch alle Hände voll zu tun, bis wir dieses Ziel erreichen! Es bleibt zu hoffen, dass alle Parteien – offensichtlich mit Ausnahme der SVP –  2007, im Jahr der eidgenössischen Wahlen, dazu beitragen, dass wir diesem Ziel näher kommen, indem sie stärkere Akzente als bisher setzen, um die Integration aller, Schweizer und Einwanderer, zu verbessern. 
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